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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Die eidgenössischen Räte behandelten im Berichtsjahr auch zahlreiche Vorstösse zur
Familienpolitik. Die kleine Kammer überwies in der Frühjahrssession ein Postulat Maury
Pasquier (sp, GE), das den Bundesrat auffordert, Ursachen und Wirkungen der hohen
Kaiserschnittrate in der Schweiz zu untersuchen. Im Nationalrat wurde in der
Sommersession eine Motion Prelicz-Huber (gp, ZH) gutgeheissen, mit der die
gesetzlichen Grundlagen so angepasst werden sollen, dass die Adoption eines Kindes ab
dem zurückgelegten 30. statt dem 35. Lebensjahr möglich wird. Das Mindestalter von
30 Jahren gilt nicht für Paare, die seit mindestens fünf Jahren verheiratet sind. 1

POSTULAT
DATUM: 18.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat behandelte im März die Motion Prelicz-Huber (gp, ZH) zur Änderung des
Zivilgesetzbuches, um eine Adoption bereits ab vollendetem 30. Lebensjahr zu
ermöglichen. Die Motionärin argumentierte, dass dies auch schon vor dem bisher
geltenden 35. Lebensjahr möglich sein solle und dass die bestehende Regelung viele
Paare unnötig lange auf eine Adoption warten lasse. Der Nationalrat hatte der Motion
bereits 2009 zugestimmt. Der Ständerat folgte der Empfehlung seiner
Rechtskommission und nahm das Geschäft in leicht abgeänderter Form an. Der
Bundesrat wurde beauftragt, das Adoptionsalter herunterzusetzen, der Ständerat
verzichtete aber auf die explizite Definition einer Altersgrenze im Motionstext. Diese
Version wurde im Dezember vom Nationalrat mit 116 zu 45 Stimmen angenommen.
Gleichzeitig wurde eine parlamentarische Initiative John-Calame (gp, NE) mit ähnlichem
Inhalt zurückgezogen. 2

MOTION
DATUM: 15.12.2011
ANITA KÄPPELI

Im Februar 2021 lancierte die WBK-NR mit 15 zu 9 Stimmen eine parlamentarische
Initiative mit dem Ziel, das bereits mehrfach verlängerte Impulsprogramm für die
Schaffung von Betreuungsplätzen in familienergänzenden Strukturen von einer zeitlich
befristeten in eine stetige Lösung zu überführen. Die Kommission tat dies in Kenntnis
eines jüngst erschienenen bundesrätlichen Berichts «Politik der frühen Kindheit» und
unter anderem nach Konsultation der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen
und Sozialdirektoren (SODK), des Gewerkschaftsbundes und des Schweizerischen
Arbeitgeberverbandes. 
Gleichzeitig beantragte die Kommissionmehrheit, einer parlamentarischen Initiative
Prelicz-Huber (gp, ZH; Pa.Iv. 20.413) mit der Forderung nach Schaffung einer
Verfassungsgrundlage für familien- und schulergänzende Betreuung keine Folge zu
geben. Weiter wollte die Kommission die parlamentarische Initiative Aebischer (sp, BE)
zur Förderung der Chancengleichheit vor dem Kindergarteneintritt aufgrund der in
Angriff genommenen Arbeiten bis Ende Jahr sistieren. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.02.2021
MARLÈNE GERBER

Mit einer parlamentarischen Initiative verlangte Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) die
Organisation der familien- und schulergänzenden Betreuung nach dem Modell der
Volksschulen: Zuständig für diese sollten die Kantone sein und das Angebot sollte für
alle Kinder bis zum Abschluss der Volksschule unentgeltlich sein. Die Initiantin
begründete ihren Vorstoss mit der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf und
mit der Förderung von Kindern aus «sozio-ökonomisch benachteiligten Familien».
Darüber hinaus seien die Tarife für die Eltern zu hoch, weswegen die Einrichtungen
finanziell sehr eng planen müssten. Dies resultiere in hoher Belastung der in diesem
Bereich tätigen Personen bei vergleichsweise tiefen Löhnen. Die Initiantin vertrat die
Ansicht, dass qualitativ hochstehende Angebote und faire Arbeitsbedingungen ohne
«substanzielle öffentliche Finanzierung» nicht möglich seien. Der Mehrheit der WBK-
NR ging jedoch eine unentgeltliche Lösung zu weit. Mit 15 zu 9 Stimmen (1 Enthaltung)
beantragte sie, der Initiative keine Folge zu geben, und verwies stattdessen auf ihre
eigene, hängige parlamentarische Initiative. Diese zielte darauf ab, die mehrfach
verlängerte, zeitlich befristete Anstossfinanzierung der familienergänzenden
Kinderbetreuung in eine dauerhafte Lösung zu überführen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.03.2021
MARLÈNE GERBER
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Mit 122 – mit einer Ausnahme – bürgerlichen gegen 66 Stimmen von Links-Grün gab der
Nationalrat seiner WBK-NR folgend einer parlamentarischen Initiative Prelicz-Huber
(gp, ZH) keine Folge. Die Initiative verlangte, dass die familien- und schulergänzende
Betreuung für die Familien künftig kostenlos angeboten würde. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2021
MARLÈNE GERBER

In Abweichung zum Entscheid des Ständerats, der sich auf Anraten seiner Kommission
in der Herbstsession 2023 dafür ausgesprochen hatte, die Kantone zum vollen
Lastenausgleich bei den Familienzulagen zu verpflichten, sprach sich die Mehrheit der
nationalrätlichen Kommission in der Folge für eine andere Lösung aus: Mit knappen 13
zu 12 Stimmen beantragte die SGK-NR ihrem Rat, den Kantonen lediglich einen
Teilausgleich vorzuschreiben, da sie einen vollen Lastenausgleich als zu starken Eingriff
in deren Kompetenzen erachtete. 
Im Nationalrat, der sich in der Wintersession 2023 über das Geschäft beugte, blieb
zuerst eine Minderheit Bircher (svp, AG) mit 144 zu 45 Stimmen (2 Enthaltungen)
chancenlos, die gar keinen Eingriff des Bundes in die kantonale Regelung des
Lastenausgleichs bei Familienzulagen tolerieren wollte und deshalb auf Nichteintreten
plädiert hatte. In der Detailberatung warb eine Minderheit Roduit (mitte, VS) für einen
vollen Lastenausgleich und somit für die Zustimmung zur Version des Ständerats.
Roduit zeigte sich unter anderem überzeugt, dass ein Teilausgleich nichts am Status
quo ändern würde, da die ungleiche finanzielle Belastung zwischen den verschiedenen
Familienausgleichskassen dadurch nicht beseitigt werden könnte. In Anbetracht der
knappen Mehrheitsverhältnisse in der Kommission mag das vom Nationalrat gefällte
Verdikt in seiner Deutlichkeit erstaunen: Der Antrag der Kommissionsmehrheit wurde
zugunsten der Kommissionsminderheit mit 149 zu 40 Stimmen (5 Enthaltungen)
abgelehnt, womit auch der Nationalrat am Modell des vollen Lastenausgleichs festhielt.
Dennoch schuf der Nationalrat eine kleine Differenz zum Ständerat, indem er auf
Anraten seiner Kommissionsmehrheit die Übergangsfristen von zwei auf drei Jahre
ausdehnte und gleichzeitig die Kantone dazu verpflichten wollte, sogenannte
Begleitmassnahmen zur Steigerung der Effizienz und Effektivität der
Familienausgleichskassen in die Wege zu leiten. Gegen diese Verlängerung der
Übergangsfrist hatte sich eine Kommissionsminderheit Prelicz-Huber (gp, ZH) erfolglos
gewehrt. Sie sah darin eine unnötige Verzögerung, die zu Lasten der bereits finanziell
stark belasteten Familienausgleichskassen gehe. Zudem scheiterte auch eine
Minderheit Gysi (sp, SG), die zur Stärkung der Kaufkraft von Familien die Auszahlung
einer 13. Kinder- und Ausbildungszulage verlangte. Wie bereits die Minderheit Prelicz-
Huber fand auch sie kaum Unterstützung über die links-grünen Fraktionsgrenzen
hinaus. 
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die minim abgeänderte Vorlage mit 161
zu 34 Stimmen (1 Enthaltung) an. Gegen den Entwurf stellten sich Teile der Fraktionen
der SVP und der FDP. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2023
MARLÈNE GERBER
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